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§ 16 UG Rechnungswesen und
Berichte

 UG - Universitätsgesetz 2002

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 03.07.2025

1. (1)An jeder Universität ist unter der Verantwortung und Leitung des Rektorats ein Rechnungswesen, einschließlich

einer Kosten- und Leistungsrechnung, sowie ein Berichtswesen einzurichten, die den Aufgaben der Universität

entsprechen. Für das Rechnungswesen ist der erste Abschnitt des dritten Buches des

Unternehmensgesetzbuches – UGB, dRGBl. S 219/1897, sinngemäß anzuwenden.

2. (2)Jede Universität kann darüber hinaus weitere Abschnitte des dritten Buches des UGB anwenden, um damit

ihrer Verpflichtung zur Rechnungslegung bei Wahrung der Vergleichbarkeit mit den anderen Universitäten

nachzukommen. Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin

oder dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung die erforderlichen Regelungen, Anpassungen und

Ergänzungen für die Gliederung des Rechnungsabschlusses, bestehend aus Bilanz sowie Gewinn- und

Verlustrechnung, für die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden, für die Anwendung von

Bewertungsvereinfachungsverfahren, für die Prüfung des Rechnungsabschlusses, für die Aufnahme

entsprechender Erläuterungen und für eine einheitliche Anwendung dieser Grundsätze festzulegen.

3. (2a)Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat nach Anhörung der Universitäten im Einvernehmen mit

der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung einheitliche Standards für die

Kosten- und Leistungsrechnung gemäß Abs. 1 sicherzustellen.

4. (3)Das Rechnungsjahr der Universitäten entspricht dem Kalenderjahr, soweit nicht in der Verordnung gemäß

Abs. 2 etwas anderes angeordnet wird.

5. (4)Das Rektorat hat dem Universitätsrat bis 30. April einen Rechnungsabschluss über das abgelaufene

Rechnungsjahr zusammen mit einem Bericht einer Abschlussprüferin oder eines Abschlussprüfers vorzulegen.

Die Abschlussprüferin oder der Abschlussprüfer ist vom Universitätsrat längstens sechs Monate vor Ablauf des

Rechnungsjahres mit der Prüfung des Rechnungswesens und des Rechnungsabschlusses zu beauftragen. Die

Abschlussprüferin oder der Abschlussprüfer muss eine von der Universität unabhängige beeidete

Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin oder ein von der Universität unabhängiger beeideter Wirtschaftsprüfer

und Steuerberater oder eine Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft sein.

6. (5)Der Universitätsrat hat den vom Rektorat vorgelegten Rechnungsabschluss innerhalb von vier Wochen zu

genehmigen und an die Bundesministerin oder den Bundesminister weiterzuleiten. Erfolgt bis zu diesem

Zeitpunkt keine Genehmigung, ist der Rechnungsabschluss mit einer entsprechenden Stellungnahme dennoch

weiterzuleiten.

7. (6)Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann durch Verordnung festlegen, dass die Universitäten ihr

oder ihm laufend automationsunterstützt und in technisch geeigneter Form den Zugang zu den für die Planung,

die Steuerung und die Statistik benötigten standardisierten personenbezogenen Daten (Art. 4 Nr. 1 DSGVO) und

sonstigen Informationen, insbesondere für die Berechnung der Indikatoren gemäß § 12 Abs. 8, ermöglichen.
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